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Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Jetzt rufe ich aber nichtsdestowe-

niger – und jetzt kommt der parlamentarische Ernst auch wieder zurück – den Tages

ordnungspunkt 6 auf:

Interpellation der Abgeordneten Andreas Winhart, Gerd Mannes, Prof. Dr. Ingo 

Hahn u. a. und Fraktion (AfD)

Soziale Absicherung bayerischer Landwirte (Drs. 18/28378)

(Zuruf des Abgeordneten Tobias Reiß (CSU))

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt nach der Ge-

schäftsordnung 73 Minuten. – Als ersten Redner rufe ich den Abgeordneten der AfD-

Fraktion Andreas Winhart auf. Bitte schön.

(Beifall bei der AfD)

Andreas Winhart (AfD): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, werte Kolleginnen und Kol-

legen! Wir haben eine Interpellation zum Thema "Soziale Absicherung bayerischer 

Landwirte" gestellt, meine Damen und Herren. Sehr schade ist, dass die zuständige 

Ministerin nicht im Saal ist und dieser Diskussion nicht beiwohnt.

(Zuruf)

Sie war vorhin noch hier, und jetzt, wenn es um ihr eigenes Ministerium geht, ist sie 

leider nicht da. Wenn sie einen anderen Termin für wichtiger befindet, bedauern wir 

das sehr, aber es wäre trotzdem gut gewesen, wenn sie geblieben wäre; denn es ist 

ein Thema, das leider in den letzten Wochen und Monaten nicht die Berücksichtigung 

gefunden hat, wie es in dieser Legislaturperiode hätte sein müssen, meine Damen 

und Herren. Wir haben erleben müssen, dass Frau Kaniber sich in ihrem Amt auf die 

Themen Düngemittelverordnung und auf Handelsabkommen wie MERCOSUR, dann 

auf die EU-Agrarpolitik logischerweise, auf die Umsetzung des Bienenvolksbegehrens, 

dann auf verschiedene Auflagen, die man den Landwirten gemacht hat, beispielswei-

se Anbinde- und Kastenstandhaltung etc. etc. fokussiert und konzentriert hat.
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Meine Damen und Herren, welche Auswirkungen das hat, hat man aber nicht im 

Fokus gehabt, nämlich auf die soziale Lage der Landwirte selbst. Das ist schade. Das 

ist aus dem Fokus geraten, und es wäre gut gewesen, wenn die Ministerin heute hier 

gewesen wäre. Wir können in der Antwort auf diese Interpellation nicht spüren und 

nicht ansatzweise sehen, dass es bei Frau Kaniber und ihrem Haus auch ein Inter-

esse an diesem Thema gibt.

(Zuruf von der CSU: Sie ist nicht zuständig, die Frau Kaniber! Das ist die Frau 

Scharf, Herr Kollege! Machen Sie sich mal schlau!)

– Das ist leider nicht die Frage hier, Frau Kollegin. Sie können jetzt hier dazwischenru-

fen, wie Sie wollen; aber jetzt geht es hier um die Landwirtschaft, um die Auswirkun-

gen logischerweise. Dann ist schon auch die Frau Kaniber hier gefragt, weil wir über 

die Landwirtschaft sprechen.

Man kann nicht auf der einen Seite immer davon reden, dass wir für die Gesellschaft, 

für das Klima, für die EU oder für was auch immer was anpassen wollen, und auf der 

anderen Seite die eigenen Leute vergessen. Auch wenn Sie hier jetzt bemäkeln, dass 

es vielleicht auch ein anderes Ministerium hätte sein können: Nein. Meine Damen und 

Herren, wir müssen hier schon Ursache und Wirkung genau da verorten, wo sie sind, 

und das ist im Landwirtschaftsministerium.

Wir haben eine lustlos beantwortete Interpellation zurückbekommen, wobei man sich 

für die Antwort immerhin neun Monate Zeit gelassen hat.Neun Monate sind vergan-

gen, bis man uns mitgeteilt hat, dass der Staatsregierung zu sämtlichen Fragen keine 

Daten vorliegen, meine Damen und Herren! Das ist mehr oder weniger eine Frechheit, 

so etwas zurückzuschicken, das muss ich ganz ehrlich sagen. Wir sind es mittlerweile 

gewohnt, dass die eine oder andere Anfrage nicht zur Zufriedenheit beantwortet wird, 

aber was man sich hier erlaubt hat, ist schon bodenlos, meine Damen und Herren. Ich 

weiß nicht, ob man wirklich so ahnungslos ist, wie man sich gibt, oder ob der Prakti-

kant einfach keine Zeit dafür gehabt hat.
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(Staatsminister Dr. Florian Herrmann: Das ist unverschämt!)

– Doch, das kann man schon sagen, denn wenn man sich die Antwort auf diese Inter-

pellation von Ihrer Regierung anschaut, dann würde ich mich schämen, Herr Minister, 

einfach schämen!

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Ja, ja!)

Wir haben ein umfangreiches Fragenwerk vorgelegt, und zwar zur Unfallversicherung, 

zur Rente – –

(Zuruf des Abgeordneten Michael Hofmann (CSU))

– Ich weiß, dass Sie sich zu Recht aufregen. Wahrscheinlich habe ich schlicht und er-

greifend einen wunden Punkt getroffen. Wir haben aber umfassend gefragt, zur Unfall-

versicherung, zur Rente, zur Kranken- und Pflegeversicherung und allgemein zur so-

zialen Situation der Landwirtschaft in Bayern. Wir haben um eine Bewertung gebeten. 

Ich glaube, dies ist das umfangreichste Werk, das es zum Thema der sozialen Situa-

tion der Landwirtschaft jemals hier in diesem Haus gegeben hat.

Zusammenfassend kann man immerhin ein paar Sachen herausfinden, die Sie selbst 

wissen, wo Ihnen auch Daten vorliegen. Das ist beispielsweise bei der Unfallversiche-

rung. Da haben Sie herausgefunden – und das ist auch erfreulich, da möchte ich 

durchaus mal loben –, dass es in der Zeit von 2019 bis 2021 deutlich weniger Arbeits-

unfälle gegeben hat. Wir haben aber auch negative Folgen bzw. es ist negativ zu be-

werten, dass der Staatsregierung keine Erkenntnisse über die Unfallverhütungsberater 

vorliegen, die hier in Bayern unterwegs sind. Man verweist auf den Bund und darauf, 

dass bundesweit Leute unterwegs sind. Vor Ort, in Bayern, hat man aber keine Ah-

nung. Man interessiert sich dafür anscheinend auch nicht; denn sonst hätte man das 

recherchieren können.

Das gilt beispielsweise auch für die Rente, machen wir da weiter. Wir haben nach der 

fehlenden Teilhabe der Landwirte an der staatlichen Grundrente gefragt, also nach 
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einer Art Grundrente in der Landwirtschaft, die es so nicht gibt. Da verweist die Staats-

regierung darauf, dass das ein Sondersystem ist. Ja, das haben wir auch gewusst, 

dass die landwirtschaftliche Altersversorgung ein Sondersystem ist. Nichtsdestoweni-

ger ist die Frage gewesen, was mit einer gewissen Grundrente, einer Grundversor-

gung wäre. Da verweist man auf den Einsatz in Berlin, im Bundesrat, kann aber 

gleichzeitig nicht sagen, was man dort gefordert hat, wann man es gefordert hat und 

wer es gefordert hat.

Wir können mit der Rentenhöhe weitermachen. Meine Damen und Herren, die Staats-

regierung sagt in ihrer Antwort auf Frage 17: Die Rentenbezüge sind nicht vergleich-

bar. Das sagt die Staatsregierung. Für die Damen und Herren in der Landwirtschaft ist 

das sehr wohl vergleichbar; denn Euro ist Euro. Wofür sie den ausgeben, wofür sie 

den im Alter verwenden, das ist deren Sache. Das ist richtig, aber erst einmal muss 

ich diesen Euro haben. Wenn ich diesen Euro nicht habe, dann habe ich ein großes 

Problem, wie wir später noch hören werden.

Dann haben wir die Krankenversicherung. Da kennt man zufälligerweise die Alters-

struktur, die Geschlechter und die Jahreszahlen und kann sagen, wie alt die Leute 

sind. Das ist doch einmal etwas Positives, wenn ich das an dieser Stelle einmal an-

merken darf. Bei der Pflegeversicherung gilt das Gleiche. Ansonsten liegen zum 

Thema Pflegeversicherung quasi keine Daten vor. Die Staatsregierung wiederholt 

mehrfach: Der Staatsregierung liegen hierzu keine Daten vor. – Auch hier steht die 

Regierung also wieder blank da.

Dann machen wir weiter. Wir haben nach der Sozialversicherung in der Landwirt-

schaft, beim Forst und beim Gartenbau gefragt, beispielsweise Frage 44: Die Staats-

regierung gibt hier an, dass sie sich im Bundesrat an mehreren Diskussionen beteiligt. 

Ich frage Sie aber ganz ernsthaft, meine Damen und Herren: Auf welcher Datenbasis 

wollen Sie sich an dieser Diskussion beteiligen? Welche Zahlen haben Sie denn da 

verwendet? – Wenn Sie uns diese Daten nicht mitteilen wollen, dann müssen Sie das 

eben hineinschreiben. Aber wenn Sie hier angeben, Sie führen im Bundesrat Diskussi-
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onen zum Wohle der sozialen Absicherung der bayerischen Landwirte, können aber 

gleichzeitig keine Zahlen, Daten oder irgendwas dazu nennen, dann passt hier doch 

etwas nicht zusammen. Gleichzeitig schreiben Sie: Das System hat sich bewährt. – 

Wie kommen Sie zu diesem Rückschluss? Sie können das doch nicht wirklich beurtei-

len, weil Ihnen die Zahlen fehlen, meine Damen und Herren. Das passt also hinten 

und vorne nicht zusammen.

Wir wollen uns noch weiter anschauen, wie die soziale Situation der Landwirtschaft in 

Bayern durch die Staatsregierung bewertet wird: 9 % der Landwirte sind mehr oder 

weniger mit über 65 Jahren in Rente, 34 % werden dieses Alter in den nächsten 

10 Jahren erreichen. Das stellt uns alle vor einen gewissen Generationenwechsel in 

der Landwirtschaft, und das wird sicherlich zu Herausforderungen führen, weil deutlich 

weniger Junge nachrücken.

Bei der Beurteilung der Situation der Landwirtschaft durch die Staatsregierung haben 

wir feststellen müssen, dass in dem, was die Staatsregierung antwortet, zum Beispiel 

eine moderne Lebenswelt überhaupt nicht vorkommt. Was ist beispielsweise mit den 

Alleinerziehenden in der Landwirtschaft? – Zunächst die Bewertung: Man hat hier viel 

mit Familienbezug und Selbsthilfe zu tun und versucht, die Landwirte möglichst allein-

zulassen. Man setzt möglichst auf die Familie. Aber auch in der Landwirtschaft ist es 

so, dass das klassische Familienbild leider nicht überall zu halten ist, auch wenn es 

ein hehres Ziel unserer Partei ist, es zu erreichen.

Wir haben dann folgendes Fazit zu ziehen: Die Staatsregierung scheint einen eklatan-

ten Datenmangel zu haben bzw. ist an dieser Situation nicht interessiert. Der Baye-

rische Rundfunk hat im Jahr 2022 eine Reportage von Frau Schug veröffentlicht mit 

dem Titel "Viel Leidenschaft – wenig Lohn". Dort finden Sie deutlich mehr Zahlen zu 

dem, was wir angefragt haben, als in der Antwort der Staatsregierung. Ich finde es 

schon bemerkenswert, dass der Bayerische Rundfunk deutlich besser über die soziale 

Lage der Landwirte in Bayern informiert ist als die Staatsregierung. Von dem her, 

meine Damen und Herren, sollte man dieses Thema in Zukunft mehr in den Fokus rü-
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cken und weniger EU-hörig sein und nicht länger die Landwirte mit der Düngemittel-

verordnung malträtieren.

(Beifall bei der AfD – Tanja Schorer-Dremel (CSU): Das drehen Sie sich so, wie 

Sie es brauchen!)

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Nächste Rednerin ist Frau Abge-

ordnete Petra Högl, CSU-Fraktion.

Petra Högl (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Nicht zuletzt haben die Corona-Pandemie und der schlimme Krieg in der Ukraine uns 

deutlich gemacht und vor Augen geführt, wie wichtig die Landwirtschaft in Bayern ist: 

Sie ist systemrelevant. Die Landwirtschaft versorgt uns mit Nahrung, mit Lebensmit-

teln. Zugleich wissen wir aber auch, dass Agrarpolitik mittlerweile mehr ist als die Si-

cherung der Ernährungssouveränität. Agrarpolitik ist Gesellschaftspolitik. Für uns, die 

CSU-Fraktion, aber auch für Bayerns Landwirtschaftsministerin Michaela Kaniber ste-

hen die Menschen, die Familien hinter den landwirtschaftlichen Betrieben, aber auch 

die gesamte Gesellschaft im Fokus der bayerischen Agrarpolitik. Die Vorwürfe, die Sie 

vorhin an die Ministerin gerichtet haben, weise ich hiermit schärfstens zurück.

(Beifall bei der CSU)

Uns ist bewusst, welch unverzichtbare Säule die bayerischen Bäuerinnen und Bauern 

für unsere Gesellschaft sind. Sie sichern nicht nur die Ernährung der Bevölkerung 

oder schaffen Arbeitsplätze, die bayerischen Landwirte und Landwirtinnen erfüllen 

heute auch wichtige Dienstleistungen, Öko- und Ausgleichsfunktionen für unsere Ge-

sellschaft, für die Natur und für die Umwelt.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, für die Übernahme all dieser Funktionen, Aufga-

ben, Herausforderungen und für die Übernahme der Verantwortung sind wir den Land-

wirtinnen und Landwirten sehr dankbar. Vergessen wir in diesem Zusammenhang 

nicht, dass unsere Bäuerinnen und Bauern für ihren Betrieb oftmals 24 Stunden am 
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Tag, 7 Tage die Woche und an 365 Tagen im Jahr da sind und sich kümmern. Verges-

sen wir nicht, dass unsere bayerischen Bäuerinnen und Bauern dies mit einem hohen 

Pflichtbewusstsein tun und auch an sich selbst die höchsten Ansprüche stellen. Oft-

mals lastet ein großer wirtschaftlicher Druck auf den landwirtschaftlichen Betrieben. All 

dies, verehrte Kolleginnen und Kollegen, leisten unsere Bäuerinnen und Bauern. All 

dies kann aber auch zu steigenden psychischen und physischen Belastungen führen. 

Das haben Studien auch bestätigt. Landwirte sind im deutschlandweiten Bevölke-

rungsschnitt häufiger von Burn-out und Depressionen betroffen, sie erkranken auch 

öfter an Angstzuständen.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, diese Entwicklung nehmen wir sehr, sehr ernst. 

Unsere Bäuerinnen und Bauern sind uns wichtig, deshalb sind wir hier auch als Ge-

sellschaft gefordert und dürfen nicht wegsehen.

Im Arbeitskreis Landwirtschaft der CSU-Landtagsfraktion beschäftigen wir uns regel-

mäßig mit dem Thema, wie wir die Gesundheit unserer Landwirte und Landwirtinnen 

verbessern können. Auch im Landwirtschaftsausschuss des Bayerischen Landtags ist 

die Gesundheit immer wieder ein Thema. So haben wir dieses Thema bei der Bäuerin-

nenstudie sichtbar gemacht. Unsere Landwirtschaftsministerin Michaela Kaniber hat 

erst kürzlich den gemeinsamen Informationsflyer des Landwirtschaftsministeriums, der 

Landfrauen, der kirchlichen Familienberatung sowie der Sozialversicherung für Land-

wirtschaft, Forsten und Gartenbau mit dem Titel "Was tun, wenn…?" vorgestellt und 

somit einem wichtigen Thema Gehör verschafft. Der Flyer stellt Kontakt-, Gesprächs- 

und Hilfsangebote für landwirtschaftliche Familien in schwierigen Lebenssituationen 

vor.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, auch in den Antworten zum Fragenkatalog der 

AfD-Interpellation zur sozialen Absicherung der bayerischen Landwirte wird deutlich, 

dass sich der Freistaat auf verschiedene Art und Weise einbringt, um die soziale 

Situation bayerischer Landwirte weiter zu verbessern. Der Freistaat setzt sich regel-

mäßig im Bundesrat für agrarsoziale Belange ein,
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(Andreas Winhart (AfD): Zum Beispiel?)

zuletzt mit der Forderung – hören Sie einmal zu! – nach Beibehaltung der Höhe der 

Beitragszuschüsse für die Landwirtschaftliche Krankenkasse und für die Landwirt-

schaftliche Berufsgenossenschaft.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Hört, hört!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich hätte noch viel mehr zu sagen, komme 

jetzt aber zum Schluss. Die Bayerische Staatsregierung und die CSU-Landtagsfraktion 

schätzen die wichtige Arbeit unserer bayerischen Landwirte und Landwirtinnen sehr. 

Wir setzen uns weiterhin mit voller Kraft für die agrarsozialen Belange unserer Bäue-

rinnen und Bauern ein.

Eine Anmerkung zur AfD, weil Sie immer sagen, Sie seien die Fürsprecher der Land-

wirte.

(Andreas Winhart (AfD): Ja, natürlich!)

Schauen Sie einmal auf Ihrer Homepage in das Inhaltsverzeichnis. In der Inhaltsüber-

sicht kommt die Landwirtschaft auf Platz 13.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Aha! Hört, hört!)

Die Landwirtschaft kommt auch nicht als einzelner Punkt – nein, im Punkt 13 werden 

Natur- und Umweltschutz, Land- und Forstwirtschaft zusammen aufgeführt. Sie sagen 

aber immer, dass Sie die Fürsprecher der Landwirtschaft sind.

(Gerd Mannes (AfD): Das sind wir, und das ist die AfD!)

Ich möchte sehr deutlich anmerken: Das sind Sie nicht. Das ist die CSU. – Herzlichen 

Dank.

(Anhaltender Beifall bei der CSU)
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Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Nächste Rednerin ist die Abgeord-

nete Gisela Sengl von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte schön.

Gisela Sengl (GRÜNE): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir besprechen jetzt bestimmt ein wichtiges Thema, nämlich die soziale Absicherung 

der Landwirte und Landwirtinnen. In der Interpellation gibt es scheinbar nur Landwirte 

– ich werde auf dieses Thema nachher noch zu sprechen kommen.

(Thomas Huber (CSU): Die AfD kennt keine Frauen!)

Ich meine, dass das ein wichtiges Thema ist, das wir auch schon öfter im Ausschuss 

besprochen haben. Man kann die Systeme, die es in der Landwirtschaft gibt, nicht mit 

den anderen Systemen der Rentenversicherung und der Krankenkassen vergleichen.

Es war sehr wichtig, dass die landwirtschaftlichen Betriebe, obwohl sie als selbststän-

dige Unternehmen gelten, pflichtversichert sein müssen, damit Beiträge bezahlt wer-

den, damit die Landwirte im Alter und auch bei Krankheit abgesichert sind. Einige von 

uns – jene, die etwas älter sind – wissen vielleicht von vielen Fällen von landwirt-

schaftlichen Familien, bei denen keine Krankenkasse vorhanden war, was teilweise 

auch zum Ruin dieser landwirtschaftlichen Betriebe geführt hat. Deshalb war die Ein-

führung der Pflichtversicherung sehr wichtig.

Was wurde noch gemacht? – Man hat die Rentenversicherung vom normalen Renten-

system abgekoppelt. Das war auch richtig; denn damit hat man die Beiträge als Ein-

heitsbeiträge gestalten können. Das ist auch gut so. Natürlich geht man davon aus, 

dass ein landwirtschaftlicher Betrieb noch andere Finanzierungsmöglichkeiten hat – 

Immobilienbesitz, Verpachtung, Vermietung usw. Auch durch die Übergaberegelungen 

werden für den Altenteil zusätzliche Quellen für die Altersversorgung erschlossen. Da-

durch kann man den Einheitsbeitrag bei der Rentenversicherung so niedrig ansetzen. 

Man sollte eigentlich alle Angestellten fragen, was sie an Rentenversicherung zahlen. 

Im Verhältnis dazu zahlen Landwirte sehr wenig.
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Ich nenne noch eine Zahl. Es wird immer wieder gesagt, man müsse alles neu aufstel-

len. – Ich glaube, wir können froh sein, dass es so funktioniert; denn der Bund ist dazu 

verpflichtet, das Defizit zu übernehmen. Ich glaube, Petra, du wirst auch wissen, wie 

hoch das Defizit war. 2020 musste der Bund 81 % übernehmen – das waren ganz 

genau 2,3 Milliarden Euro. Ich finde, die Landwirtschaft hat dies auch verdient. Die 

Landwirtschaft leistet für uns alle eine enorm wichtige Arbeit. Deshalb ist es richtig, 

dass wir als Gesellschaft auch bereit sind, solidarisch zu sein und die Ausgleichszah-

lungen zu übernehmen.

Alle anderen Faktoren, die genannt wurden, zum Beispiel die psychische Belastung, 

stimmen. Dies hat hier aber gar nichts verloren. Man müsste ganz woanders anfan-

gen.

Was in der Studie gar nicht vorkommt, was aber schon festgestellt wurde: Wie sieht es 

denn mit der Absicherung von Frauen aus? Jetzt komme ich zu den Landwirtinnen, 

die ihr nicht erwähnt. Im Agrarausschuss haben wir zwei Studien besprochen. Es gab 

eine bayerische Studie der TUM, die Bäuerinnenstudie, und auf Bundesebene gab es 

eine Studie der Georg-August-Universität Göttingen. Zusammen mit dem Thünen-In-

stitut wurde ein Working-Papier erstellt. In beiden Untersuchungen findet sich annä-

hernd die gleiche Zahl. Auf Bundesebene fühlen sich 33 % aller Landwirtinnen im Alter 

nicht genügend abgesichert. Bei der Bäuerinnenstudie kam ungefähr die gleiche Zahl 

heraus; 35 % fühlen sich im Alter schlecht abgesichert. Diese Zahl sollte uns schon zu 

denken geben.

Nach der Vorstellung der Bäuerinnenstudie war eigentlich unser Auftrag, uns noch ein-

mal darum zu kümmern: Was ist mit Frauen in der Landwirtschaft, wenn sie nur als 

mitarbeitende Familienangehörige gelten? Wie kann man Frauen in der Landwirtschaft 

besser absichern? Offiziell sind nur 8 % Betriebsleiterinnen, obwohl wir alle wissen, 

dass bei vielen Betrieben eigentlich die Frauen die Betriebsleiterinnen sind, weil die 

Männer in die Arbeit gehen; die Frauen führen den Hof weiter, oft wird aber der Mann 

als Betriebsleiter gezählt. Da muss man einiges verändern.
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Gemäß der Bäuerinnenstudie schätzen – und das völlig zu Recht – 79 % der Frauen 

ihre Bedeutung als groß bis sehr groß ein. Demgegenüber stehen 35 %, also die Hälf-

te von diesen 79 %, die sich nicht genügend abgesichert fühlen. Wir haben also genü-

gend zu tun. Ich meine, darauf sollten wir uns fokussieren, und dafür sollten wir auch 

etwas tun.

Ich habe die Interpellation nicht ganz verstanden. Per se sind das ja Bundessachen. 

Ich kann schon verstehen, wenn gesagt wird: Für Bayern liegen uns keine Zahlen vor. 

Es gibt eben bundeseinheitliche Zahlen.

Ein positives Momentum – dafür haben wir auch lange gekämpft – ist, dass der Ren-

tenbezug jetzt auch dann schon möglich ist, wenn man den Betrieb nicht übergibt. – 

Die sogenannte Hofabgabeklausel, über die wir sehr lange gestritten haben, gibt es 

nun nicht mehr. Man kann nun Rente beziehen, ohne den Betrieb übergeben zu 

haben. Das ist positiv.

Insgesamt können wir froh sein, dass es dieses System der Solidarität gibt, dass 81 % 

vom Bund übernommen werden. Darüber, dass der Bund dies übernimmt – das ist 

eine verpflichtende Defizitabdeckung –, können wir froh sein.

Dabei möchte ich es belassen und fordere uns auf, liebe Petra, uns des Themas, wie 

wir Frauen in der Landwirtschaft besser absichern können, speziell anzunehmen. Das 

wäre sicher eine wichtige und große Aufgabe. – Danke.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Vielen Dank, Frau Kollegin Sengl. 

– Nächster Redner: Robert Riedl, Fraktion der FREIEN WÄHLER. Bitte, Herr Abgeord-

neter.

Robert Riedl (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr Präsident, verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Eine Interpellation ist eine große öffentliche Anfrage an die Staatsregie-

rung über besonders wichtige Angelegenheiten. Die soziale Absicherung unserer 
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Landwirtinnen und Landwirte in einem starken Agrarland wie Bayern kann durchaus 

als besonders wichtige Angelegenheit angesehen werden.

Im Hinblick auf die vorliegende Anfrage ist jedoch darauf hinzuweisen, dass die bun-

desweit agierende Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau – 

kurz: SVLFG – Daten überwiegend nicht für die einzelnen Bundesländer erfasst. Die 

in der Interpellation angefragten Daten müssen auch nicht bekannt sein, da die 

Staatsregierung hier keine Rechtsaufsicht hat. Die agrarsoziale Sicherung ist primär 

Angelegenheit des Bundes. Deshalb sind von den 72 Fragen auch 39 nicht beantwor-

tet worden. Das ist eine ganz einfache Sache.

Dann kommen noch ein paar typische AfD-Fragen dazu, bei denen ich wirklich die 

Sinnhaftigkeit infrage stelle: Wie viele Landwirtinnen und Landwirte hatten Corona? 

Wie wurden sie – – Auf der einen Seite leugnen Sie Corona, auf der anderen Seite 

wollen Sie wissen, wie viele es gewesen sind.

(Andreas Winhart (AfD): Es leugnet keiner Corona, sondern das sind Fragen, 

Herr Abgeordneter! – Martin Schöffel (CSU): Natürlich leugnet ihr Corona! – Gerd 

Mannes (AfD): Ihr redet so einen Schmarrn!)

Die Alterssicherung der Landwirte wird von der SVLFG durchgeführt und zielt seit ihrer 

Einführung 1957 auf eine Teilsicherung ab. Dies schlägt sich sowohl in der Höhe der 

zu zahlenden Beiträge als auch im Niveau der Renten nieder. Um einen ausreichen-

den Lebensunterhalt im Alter sicherzustellen, bedürfen die Renten zur Alterssicherung 

der Landwirte natürlich der individuellen Ergänzung, etwa durch Altenteilleistungen, 

Pachteinnahmen, Ansprüche gegenüber der gesetzlichen Rentenversicherung oder 

private Vorsorge.

Dies umfasst insbesondere auch die Themenkomplexe der Unfall-, Renten-, Kranken- 

und Pflegeversicherung der Landwirte in Bayern. Im Rahmen der Altersversicherung 

der Landwirte besteht – wie auch in der GRV – bei vorliegender gesetzlicher Voraus-
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setzung ein Anspruch auf Leistungen zur Rehabilitation, Renten wegen Erwerbsmin-

derung, Altersrenten, Hinterbliebenenrenten.

Die Abgabe des landwirtschaftlichen Unternehmens gehört seit dem 9. August 2018 

nicht mehr zu den Voraussetzungen für den Bezug einer Rentenleistung. Das landwirt-

schaftliche Unternehmen kann also im Rentenbezug weitergeführt werden.

In der Alterssicherung der Landwirte wird im Gegensatz zur GRV ein Einheitsbetrag 

erhoben, der nicht einkommensbezogen ist. Durch den Einheitsbetrag wird umgekehrt 

auch eine Anwartschaft auf eine Einheitsleistung erworben, deren Höhe nur von der 

Dauer der Beitragszahlung abhängig ist. Die Entwicklung des Einheitsbetrages ist 

dabei an die Entwicklung des Beitrages und des Durchschnittsentgelts in der gesetzli-

chen Rentenversicherung gekoppelt.

In der Alterssicherung der Landwirte gibt es jedoch einen Beitragszuschuss, wie wir ja 

gerade gehört haben. Wer mit der Zahlung des für alle Versicherten gleich hohen Ein-

heitsbetrages finanziell stärker belastet ist, wird deshalb finanziell unterstützt. Die Ver-

sicherten in der Altersversicherung der Landwirte zahlen zudem einen im Vergleich zur 

GRV niedrigen einkommensunabhängigen Beitrag.

Ferner stehen die Leistungen der Pflegeversicherung auch den Menschen in landwirt-

schaftlichen Betrieben offen. In landwirtschaftlichen Betrieben ist der Familienverbund 

traditionell doch noch stärker – ich komme vom Land, ich kann das auch so bestätigen 

– als in anderen Teilen der Bevölkerung, sodass überdurchschnittlich viele pflegebe-

dürftige Personen durchaus zu Hause gepflegt werden. Für uns FREIE WÄHLER hat 

eine wohnortnahe Pflege insbesondere im ländlichen Raum eine hohe Priorität. Dabei 

ist vor allem auf die Umsetzung der Investitionskosten-Förderrichtlinie "PflegesoNah" 

hinzuweisen. Hier wird ein Schwerpunkt auf die Förderung kleiner pflegerischer Ange-

bote gelegt, die auf die Bedarfe des sozialen Nahraums abgestimmt sind.

Wir FREIEN WÄHLER wollen an dem bewährten System der Landwirtschaftssozial-

versicherung festhalten und lehnen eine Überführung in die GRV ab. Gleichzeitig wol-
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len wir das agrarsoziale Sicherungssystem an die aktuellen Herausforderungen an-

passen und werden agrarsoziale Vorhaben auf Bundesebene engmaschig begleiten.

Allgemein bekannt sind allerdings auch steigende Arbeitsbelastungen in den Betrie-

ben sowie die Tendenz zur sozialen Ausgrenzung mit sich daraus ergebenden typi-

schen psychischen und physischen Krankheiten und Belastungen der Familien.

Als FREIE-WÄHLER-Landtagsfraktion wollen wir im Rahmen der Verbundberatung die 

Sozialberatung des Bayerischen Bauernverbandes sowie die Dorf- und Betriebshilfe 

verstärkt finanziell unterstützen. Gleiches gilt für die landwirtschaftliche Beratung.

Über 100.000 Betriebe betreiben Landwirtschaft, was einem Drittel der Betriebe in 

Deutschland entspricht. In Bayern sind über 900.000 Menschen in der grünen Bran-

che tätig. Dabei ist die Land- und Forstwirtschaft in Bayern von Familienbetrieben ge-

prägt und im bundesweiten Vergleich kleinteilig und vielfältig strukturiert.

Grundsätzlich gehören die Land- und Ernährungswissenschaften und das gesamte 

Agrarbusiness zu den umsatzstärksten Branchen in Bayern. Erfolgreicher sind nur 

noch die Autobranche und der Maschinenbau.

Zum Schluss möchte ich sagen: Die bayerischen Landwirtinnen und Landwirte erzeu-

gen nicht nur regionale Lebensmittel, sondern sie erhalten und pflegen auch die viel-

fältige bayerische Kulturlandschaft. Wohlstand und Lebensqualität sind im Freistaat 

untrennbar mit regional verwurzelten Unternehmen aus Wirtschaft, Land- und Forst-

wirtschaft verbunden. Der wirtschaftliche Erfolg und die Lebensqualität Bayerns sind 

daher vor allem auch auf die Arbeit unserer Bäuerinnen und Bauern zurückzuführen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Vielen Dank. – Als nächste Redne-

rin rufe ich Frau Ruth Müller, SPD-Fraktion, auf. Verehrte Frau Müller, bitte.
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Ruth Müller (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! In 

der Interpellation der AfD zur sozialen Absicherung bayerischer Landwirte wird mit der 

Fragestellung der Eindruck erweckt, der Staat würde sich nicht genügend um die 

bayerischen Bäuerinnen und Bauern kümmern. Blickt man aber tiefer in die Fragestel-

lung hinein, stellt man fest, dass es ein bekanntes Schema der AfD ist: Verschwö-

rungstheorien aufzuwerfen, Unzufriedenheit zu schüren und dabei zu versuchen, die 

Landwirte als Wählerinnen und Wähler zu gewinnen. Wir wissen aber auch, dass Bil-

dung davor schützt, rechten Stimmenfängern auf den Leim zu gehen.

(Beifall bei der SPD)

Insofern bin ich mir sicher, dass Ihnen das nicht gelingen wird. Denn wir haben eine 

bestens ausgebildete Generation von jungen Landwirten, die sich nicht von plumpen 

und billigen Parolen blenden lassen wird.

Ja, auch wir wissen um die hohe Arbeitsbelastung der Menschen, die in der Landwirt-

schaft arbeiten, egal ob die Bäuerinnen oder Bauern oder die Erntehelfer und Ernte-

helferinnen. Auch die haben einen Anspruch auf ein gutes Einkommen.

(Beifall bei der SPD)

Wir wissen auch, dass viele Landwirte Zukunftssorgen plagen, wie ein auskömmliches 

Wirtschaften möglich ist, ob es Hofnachfolger, Hofnachfolgerinnen gibt, die im Sinne 

des Generationenvertrags den Betrieb weiterführen. Das waren im Übrigen auch die 

Sorgen, die in der Bäuerinnenstudie vorkamen, die schon angesprochen wurde. Wir 

wissen alle, wie wichtig die Frauen auch in der Landwirtschaft sind, und sollten des-

halb ganz genau hinschauen.

Deshalb haben wir als SPD beantragt, diese Studie künftig häufiger durchzuführen, 

um gleichsam einen Seismografen zu haben. Deshalb sollten wir das noch mal auf-

greifen, liebe Petra und liebe Gisela. Viele dieser Sorgen hat jeder Unternehmer und 

jede Unternehmerin. Jeder, der einen Betrieb führt, muss sich regelmäßig die Frage 
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stellen, ob das Produkt noch zeitgemäß ist, ob die Werbe- und Verkaufsstrategie 

stimmt oder ob sich die politischen Rahmenbedingungen geändert haben.

Denn auch in der Wirtschaft ändern sich die Rahmenbedingungen. Die Pferdekut-

schen wurden trotz der Bedenken von Kaiser Wilhelm II., der dem Automobil keine Zu-

kunft vorhersagte, ersetzt. Insofern sind die Fragen, die Sie gestellt haben, nicht wirk-

lich aussagekräftig zur Zukunft der bayerischen Landwirtschaft. Auch die 

Staatsregierung konnte oder wollte die meisten Ihrer Fragen gar nicht beantworten.

Aber unbestritten ist, dass der Strukturwandel voranschreitet. Unsere bäuerlichen Fa-

milienbetriebe arbeiten an 365 Tagen im Jahr in den Ställen, auf den Feldern, in den 

Wäldern. Sie sichern damit eine qualitativ hochwertige Ernährung mit regionalen Pro-

dukten und schaffen Arbeitsplätze. Aber die Erwartungen der Gesellschaft an Tier-

wohl, Umweltschutz, nachhaltige Erzeugung und Pflege der Kulturlandschaft sind 

hoch. Das Interesse an der Art und Weise, wie Landwirtschaft arbeitet und Lebensmit-

tel produziert werden, ist bei den Verbraucherinnen und Verbrauchern gestiegen.

Diese Chance sollten wir in Bayern nutzen, um eine zukunftsfähige Landwirtschaft 

weiterzuentwickeln. Uns als SPD ist es wichtig, dass Lebensmittel regional erzeugt 

werden. Das spart Ressourcen, Transportwege, schont das Klima und sorgt für regio-

nale Wertschöpfung und für bezahlbare Lebensmittel. Deshalb wollen wir auch die 

Ökoquote in Bayern ausbauen und dafür sorgen, dass die öffentlichen Kantinen bei 

der Gemeinschaftsverpflegung deutlich mehr Biolebensmittel einsetzen.Das bietet Ab-

satzgarantien und Absatzmärkte für unsere bäuerlichen Familienbetriebe und schont 

Ressourcen bei der Herstellung und beim Transport. Eine zukunftsgerichtete Landwirt-

schaft muss gesund sein für die Umwelt, für die Tiere, für die Wälder, für das Wasser 

und für die Verbraucherinnen und Verbraucher. Wenn die Landwirtschaft durch politi-

sche Rahmenbedingungen dieser Art gefördert und unterstützt wird, werden auch die 

Menschen, die in der Landwirtschaft arbeiten und von ihr leben, gesund und zufrieden 

sein.
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(Beifall bei der SPD)

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Vielen Dank, Frau Müller. – Der 

nächste Redner ist Christoph Skutella von der FDP-Fraktion.

Christoph Skutella (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Ich kann mich bezüglich der Gesamteinschätzung dieser Interpellation nur mei-

nen Kolleginnen und Kollegen anschließen. Das ist ein Versuch der AfD, Interesse für 

landwirtschaftliche Anliegen zu heucheln. Offensichtlich haben Sie auch nicht ganz 

verstanden, was der Sinn einer Interpellation ist; denn spätestens beim Ergebnis die-

ser Interpellation hätten Sie feststellen müssen, dass man auf eine Aussprache ver-

zichten sollte, wenn 39 Fragen – Herr Kollege Ritt hat sich die Mühe gemacht, sie zu 

zählen – nicht beantwortet werden. Da hätten Sie sich schon fragen sollen, ob es sich 

lohnt, hier darüber zu reden.

(Andreas Winhart (AfD): Die Fragen waren Ihnen wohl nicht genehm!)

– Die Frage ist nicht, ob uns diese Fragen genehm sind, sondern ob wir dafür zustän-

dig sind. Das wäre vielleicht eine parlamentarische Aufgabe.

(Beifall bei der FDP, der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Die Probleme sind bundesweit die gleichen. Deshalb ist es klar, dass wir uns dieser 

Probleme annehmen. Dass es darüber jedoch keine regional differenzierten Daten 

gibt, ist naheliegend.

Zurück zum Thema: Die landwirtschaftliche Sozialversicherung ist ein eigenständiges, 

auf die Bedürfnisse der Unternehmerinnen und Unternehmer in der Landwirtschaft zu-

geschnittenes System der sozialen Sicherung. Zudem soll damit der Strukturwandel in 

der Landwirtschaft sozial flankiert werden. Dabei weist das landwirtschaftliche Sozial-

versicherungssystem eine gesetzliche Besonderheit auf: Anstelle einer Entgeltersatz-

leistung bei Arbeitsunfähigkeit ist die Gewährung einer Betriebs- und Haushaltshilfe 

vorgesehen. Im Jahre 2022 – ich habe hier etwas aktuellere Zahlen als Frau Kollegin 
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Sengl – betrug der Zuschuss des Bundes 3,8 Milliarden Euro. Das sind schon Sum-

men, über die wir hier reden. Deshalb darf man das nicht herunterspielen, als ob hier 

nichts getan würde.

Auch Bayern fördert die soziale Absicherung in der Landwirtschaft mit über 1 Milli-

on Euro jährlich. Damit werden die Betriebs- und Haushaltsmittel und die Melkeraus-

hilfen bezuschusst. Das hat schon der ORH mitbekommen und kritisiert. Im Jahr 2009 

gab es eine Prüfung zum Einsatz von Dorfhelfern, Betriebshelfern, Aushilfsmelkern 

und anderen. Der ORH hat empfohlen, die staatliche Förderung der sozialpflichtigen 

Einsätze einzustellen, da hierauf ein gesetzlicher Anspruch bestehe, der seitens des 

Bundes bereits erfüllt werde. Das bedeutet, für die Landwirtinnen und Landwirte gibt 

es keine Nachteile, weil dieser Anspruch bereits vom Bund bedient wird. Außerdem 

verweist der ORH darauf, dass die staatliche Förderung im Bereich der sozialpflichti-

gen Einsätze bei bayerischen Landwirten zu keiner unmittelbaren Entlastung führt. Für 

die gesetzliche Sachleistung der SVLFG haben die Landwirte von vornherein keine 

Kosten zu tragen. Zudem verringert sich ihr Pflichtbeitrag nicht. Aus der Sicht des 

ORH begünstigen die gewährten Fördermittel ausschließlich die Trägerorganisation 

bzw. indirekt die bundesunmittelbare Körperschaft. Darüber könnten wir einmal reden.

Dieser Interpellation habe ich nichts weiter hinzuzufügen. – Herzlichen Dank für die 

Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP)

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Vielen Dank, Herr Abgeordneter. – 

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen 

und der Tagesordnungspunkt erledigt, weil es bei Interpellationen nach dem Schluss 

der Aussprache keine zusammenfassende Stellungnahme gibt.
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